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Gerd Zeitler beantwortet 8 Fragen 

„Der Euro spaltet Europa!“
Eurokrise, Staatsverschuldung, Arbeitslosigkeit, Klimawandel – das sind 
die großen Herausforderungen, für die unsere Wirtschaftspolitik über- 
zeugende Antworten finden muss. ÖP-Chefredakteur Günther Hartmann 
stellte dazu dem Wirtschaftspublizisten Gerd Zeitler 8 Fragen.

1 Herr Zeitler, was verbirgt 
sich hinter dem Begriff „Euro-
Krise“? Ist der Euro überhaupt 
in Gefahr?

Es stellt sich eher die Frage, 
welche Gefahr vom Euro aus-
geht. Als die Kohl-Regierung 
in den 1990er-Jahren die Wäh-
rungsunion vorantrieb, war sie 
der Meinung, der gemeinsame 
Markt würde die politische In-
tegration Europas beflügeln, 
zur Versöhnung mit der deut-
schen Geschichte beitragen und 
den innereuropäischen Handel 
stärken. Wie wir heute wissen, 
hat der Euro lediglich die deut-
sche Exportwirtschaft beflügelt, 
allerdings im Kontext einer 
gigantischen ökonomischen 
Fehleinschätzung, die uns in die 
schlimmste Wirtschaftskrise seit 
1929 geführt hat. Infolge der so-
zialen Verheerungen dieser Krise 
ist den Europäern die Lust auf 
weitere politische Integration 
vorerst vergangen. 

Die Fehleinschätzung besteht 
darin, die Verschuldung zur Ur-
sache der Krise und den Euro 

zum Garanten eines prosperie-
renden Europas zu erklären. Die 
Eurozone ist jedoch ein deregu-
lierter und zugleich ein völlig 
inhomogener Binnenmarkt aus 
17 unterschiedlich entwickelten 
Nationen. Der Wettbewerb wird 
in Euro-Preisen ausgetragen, 
ohne dass nationale Unterschie-
de noch durch Wechselkurse 
und Zölle neutralisiert werden 
könnten. Weniger produktive 
Anbieter werden meist endgül-
tig verdrängt und erhalten keine 
Chance, im Wettbewerb gewon-
nene Lernfortschritte zu nutzen. 

Es entsteht hoher Kosten-
druck, der die Unternehmen zu 

Zusammenschlüssen und ter-
ritorial konzentrierter, kapital-
intensiver Produktion und die 
Nationalstaaten zum Absenken 
ihrer sozialen und ökologischen 
Standards zwingt. Dumping und 
Konzentration erzeugen euro-
paweit Arbeitslosigkeit, prekäre 
Jobs, Armut und steigende So-
zialausgaben, die durch außer-
ordentliche staatliche Kredit-
aufnahmen finanziert werden 
müssen. Umweltkosten werden 
meist gar nicht erfasst und zu-
künftigen Generationen über-
antwortet.

2  Was ist an den Analysen 
und Lösungskonzepten unserer 
Regierung falsch?

Zwei Lager mit unterschied-
lichen Interessen stehen sich auf 
der europäischen Bühne gegen-
über, repräsentiert durch Merkel 
und Hollande: Merkel vertritt 
die Exportinteressen und for-
dert strikte Haushaltsdisziplin, 
liberalisierte Arbeitsmärkte und 
einheitliche nationale Gesetze. 

Hollande vertritt die sozialen 
Interessen und kämpft für eine 
gemeinschaftliche Haftung der 
Euroländer und für eine expan-
sive Geldpolitik der EZB. Beide 
sind sich einig, den Euro und das 
Wachstum zu stärken, und beide 
bekennen sich, mit unterschied-
lichen Schwerpunkten, zu „mehr 
Europa“. Einen überzeugenden 
Weg aus der Krise haben jedoch 
beide nicht anzubieten.

Zu den Exportinteressen: Für 
wettbewerbs- und exportstarke 
Länder wie Deutschland eröff-
net der Euro-Binnenmarkt neue 
Absatzchancen in Ländern mit 
ursprünglich schwacher Wäh-

rung, die ihre Importe nun in 
Euro bezahlen können, zugleich 
aber Verdrängungen hinnehmen 
müssen, weil sie die Importpreise 
nicht mehr mittels Wechselkurs 
und Zöllen ihrem Inlandsniveau 
anpassen können. In den ex-
portstarken Ländern sorgen die 
Lobbyisten der Exportwirtschaft 
dafür, dass der Zustand als wohl-
standsfördernd verteidigt wird.

Zur Haushaltsdisziplin: Mit 
Einführung des Euro konnten 
sich die wirtschaftlich schwa-
chen Länder plötzlich zu Kon-
ditionen verschulden, die nicht 
ihrem tatsächlichen Risikopro-
fil entsprachen. Nachlassende 
Haushaltsdisziplin, schwindende 
Wirtschaftskraft im Verdrän-
gungswettbewerb und entspre-
chend steigende Soziallasten 
treiben seither die Verschuldung 
und mit ihr auch die Zinsen für 
neue Staatsanleihen in die Höhe. 
Rettungsschirme sollen den Teu-
felskreis durchbrechen, sind aber 
an Spardiktate gebunden, unter 
denen sich die Länder nun im-
mer tiefer in eine wirtschaftliche 
Dauerdepression mit hoher Ar-
beitslosigkeit und Armut hinein-
sparen.

Zur Liberalisierung der Ar-
beitsmärkte: Offene europäische 
Arbeitsmärkte erhöhen in den 
wirtschaftlich starken Ländern 
den Wettbewerb unter den Ar-
beitnehmern, drücken die Löhne 
und Arbeitskosten und stärken 
die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen. Gleichzeitig erhö-
hen sie aber auch die Sozialquo-
ten und Staatsverschuldungen 
dieser Länder. Die wirtschaft-
lich schwachen Länder verlieren 
dagegen ihre jungen und gut 
ausgebildeten Arbeitskräfte und 
werden im Wettbewerb weiter 
geschwächt.

Zur gemeinschaftlichen Haf-
tung: Sie ist eigentlich durch die 
in den europäischen Verträgen 
vereinbarte Nichtbeistands-
Klausel ausgeschlossen, zuletzt 
bestätigt im Lissabon-Vertrag 
von 2009. Mit den Rettungs-
schirmen, den Aufkäufen von 
Staatsanleihen durch die EZB 
und der extremen Schieflage der 
sog. Target2-Salden zwischen 
den nationalen Zentralbanken 
ist gegen diese Klausel bereits 
mehrfach verstoßen worden. 
Deutschland steht deshalb mit 
fast 1.000 Mrd. Euro im Risiko. 
Die Einführung von Euro-Bonds 
würde einen weiteren Verstoß 
bedeuten.

Die Entwicklung offenbart ein 
Dilemma: In ihrer gegenseitigen 
Abhängigkeit wenden sich die 
Überschuss- wie die Defizitlän-
der des innereuropäischen Han-
dels gemeinsam gegen die Nicht-
beistands-Klausel. Die einen, 
allen voran Deutschland, weil 
sie ihre Exportmärkte sichern 
wollen, die anderen, allen voran 
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„Der inhomogene Euro- 
Binnenmarkt kommt weder mit 
noch ohne finanziellen Beistand 

ins Gleichgewicht.“
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Griechenland, weil sie ohne mas-
senhafte Importe die Versorgung 
ihrer Bevölkerung nicht mehr 
gewährleisten können. Im Klar-
text: Europäisches Recht soll 
garantieren, dass privatwirt-
schaftliche deutsche Exporte 
durch Überweisung deutscher 
Steuergelder an Griechenland 
finanziert werden. Der inhomo-
gene Euro-Binnenmarkt kommt 
jedoch weder mit noch ohne 
finanziellen Beistand ins Gleich-
gewicht. 

Zur Geldpolitik der EZB: Die 
Versorgung angeschlagener Ge-
schäftsbanken mit frischem, 
billigen Geld der EZB gilt vielen 
als Zauberformel. Aber das ist 
eine neoliberale Illusion, denn 
das Bankensystem stellt wegen 
seiner undurchschaubaren glo-
balen Transaktionen ein ständi-
ges Risiko für die Realwirtschaft 
wie auch für die Finanzwirt-
schaft dar. Mit einer expansiven 
Geldpolitik werden vor allem 
riskante Geschäftspraktiken ge-
fördert, Insolvenzen verschleppt, 
Fusionen unterstützt und „sys-
temrelevante“ Monsterbanken 
geschaffen. Niemand kann kon-
trollieren, ob das frische Geld 
sinnvoll investiert oder auf den 
globalen Finanzmärkten ver-
zockt wird.

Zur Stärkung des Wachstums: 
Dass sich öffentliche Investitio-
nen und Sparhaushalte gegensei-
tig ausschließen, bedarf keiner 
Erläuterung. Ob sich private In-
vestoren finden und ob die Eu-
ropäische Investitionsbank an-
gesichts der Staatsverschuldung 
ausreichend kapitalisiert werden 
kann, ist ungewiss. Wirkungs-
volle Investitionen sind eher 
unwahrscheinlich, vor allem, 
weil die schwachen Länder dem 
Verdrängungswettbewerb in der 
Eurozone ungeschützt ausgesetzt 
sind, aber auch, weil Investitio-
nen vorrangig in kapitalintensive 
Großprojekte fließen würden, 
ohne Arbeitsplätze und Kauf-
kraft zu schaffen.

Zu „mehr Europa“: Mit die-
sem Begriff verbindet sich die 
Hoffnung, die wirtschaftliche 
Schieflage durch zentrale euro-
päische Vollmachten zu über-
winden. Der im März 2012 von 
allen Euroländern unterzeich-
nete Fiskalpakt ist dieser Logik 
entsprechend als Grundstein für 
eine europäische Wirtschafts-
regierung gedacht und soll im 
ersten Schritt dazu dienen, die 

Haushaltsdisziplin der Länder 
zentral zu überwachen und not-
falls zu erzwingen. Mit dieser 
nationalen Entmündigung wäre 
die europäische Integration an 
einem Tiefpunkt angekommen. 

Hinter dem Fiskalpakt und 
dem Europäischen Stabilitätsme-
chanismus (ESM) verbirgt sich 
die absurde Vision von einem 
europäischen Bundesstaat nach 
dem Vorbild der USA. Absurd 
in doppelter Hinsicht, weil die 

einzigartige Vielfalt und regio-
nale Eigenständigkeit in Europa 
durch einen undemokratischen 
Zentralismus gleichgeschaltet 
werden soll und weil die na-
tionale Haushaltsdisziplin als 
zentrale Voraussetzung für die 
wirtschaftliche Stabilität Euro-
pas missverstanden wird. Dage-
gen bleiben die Deregulierung 
der Märkte und ihre Folgen, vor 
allem der Verdrängungswettbe-
werb und das Ungleichgewicht 
der Leistungsbilanzen, als eigent-
liche Ursachen der Instabilität 
ausgeblendet. 

3  Sollen wir am Euro festhal-
ten? Oder sollen wir ihn durch 
nationale Währungen ersetzen?

Die entscheidende Frage lau-
tet: Liegt Europas Zukunft in 
grenzenloser Vereinheitlichung 
oder eher in politischer Einheit 
und wirtschaftlicher Vielfalt 
auf der Grundlage gemeinsa-
mer Werte? Die USA sind kein 
geeignetes Vorbild, weil die eu-
ropäischen Nationen ihre wirt-
schaftliche Entwicklung ihren 
Traditionen entsprechend eigen-
ständig gestalten wollen und sol-
len. Wohlstand und Wohlfahrt 
entstehen dabei nur, wenn sie 
zwar intensiven Austausch und 
Handel miteinander pflegen, zu-
gleich aber zerstörerische Markt-
eroberungen abwehren. Der 
Euro hindert sie daran. Er spaltet 
Europa. Er erzeugt Misstrauen 
und Entfremdung.

Ein zukunftsfähiger Integra-
tionsprozess kann unter tradi-
tionell eigenständigen Ländern 
nur gestaltet werden, indem sie 

zunächst wirtschaftspolitisch 
autonom bleiben und auf supra-
nationaler Ebene gemeinsam 
und gleichberechtigt normative 
Zielvorgaben für ihr Zusammen-
wachsen entwickeln. Diese Vor-
gaben können wegen der beste-
henden Traditionen im sozialen 
Bereich zunächst nur qualitativer 
Natur sein, im ökologischen Be-
reich zunehmend auch quantita-
tiv. Mindestlöhne zentral festzu-
legen, macht offenkundig keinen 

Sinn, Grenzwerte für den Einsatz 
von Chemikalien zu vereinbaren, 
ist durchaus erstrebenswert und 
bei technologischer Unterstüt-
zung auch Erfolg versprechend. 
Rechtsnormen lassen sich eben-
falls in überschaubarer Zeit ver-
einheitlichen.

Ganz entscheidend für ein 
reibungsloses Zusammenwach-
sen aber ist die in den Maast-
richter Verträgen vorgezeichnete 
Subsidiarität der politischen 
Strukturen, die allerdings um 
eine deckungsgleiche Subsidia-
rität der Produktionsstrukturen 
ergänzt werden muss. Wie sich 
zeigen wird, besteht das Geheim-
nis von Wohlstand und Wohl-
fahrt vor allem in der dezentra-
len Produktionsstruktur, nicht 
jedoch in zentraler Massenpro-
duktion.

Um subsidiäre Produktions-
strukturen zu gestalten, ist es 
unabdingbar, dass unterschied-
lich produktive Länder an den 
Schnittstellen zu ihren Handels-
partnern Preis- und Mengen-
anpassungen vornehmen. Die 
Kriterien für diese Schnittstellen 
sind ebenfalls als normative Vor-
gaben auf europäischer Ebene zu 
vereinbaren. Zentrales Element 
sind kalkulierte Wechselkurse 
zwischen nationalen Währun-
gen, mit denen unterschiedliche 
Preisniveaus im Schnitt neutra-
lisiert werden, sowie Zölle, um 
die Preise im Einzelfall konst-
ruktiv dem Binnenwettbewerb 
anzupassen. Um ausgewogene 
Zahlungsbilanzen sicherzustel-
len, sind darüber hinaus Men-
gen und Standards für den Wa-
ren- wie den Kapitalverkehr zu 

vereinbaren. Damit wird ein 
Fundament geschaffen, auf dem 
unterschiedlich produktive Län-
der gegenseitig gewinnbringend 
handeln und zusammenarbeiten 
können.

4  Wie soll es mit Griechenland 
weitergehen?

Ein Verbleib des Landes in der 
Eurozone käme einem Schrecken 
ohne Ende gleich. Die Rückkehr 
zur Drachme muss schnellstens 
erfolgen, bevor das Land endgül-
tig im Chaos versinkt. Im ersten 
Schritt muss Griechenland den 
Mut aufbringen, seine wirt-
schaftspolitische Autonomie zu-
rückzufordern und sein Schick-
sal wieder selbst in die Hand zu 
nehmen. 

Der Übergang könnte in fol-
genden Schritten ablaufen:

(1) Alle Euro-Guthaben wer-
den vorübergehend eingefroren 
und alle Anleger gesetzlich ver-
pflichtet, im Ausland angelegte 
Euros wieder auf griechische 
Banken zu transferieren. (2) Der  
gesamte Kapitalverkehr mit 
dem Ausland wird auf volks-
wirtschaftlich sinnvolle Zwecke 
und Mengen begrenzt und ent-
sprechend kontrolliert. (3) Die 
Drachme wird wieder eingeführt 
und alle Euro-Guthaben werden 
zum ursprünglichen Kurs um-
getauscht. (4) Die griechischen 
Banken werden auf das originäre 
Spar- und Kreditgeschäft ver-
pflichtet, reine Finanzspekula-
tionen verboten, Staatsanleihen 
nur noch den eigenen Bürgern 
angeboten. (5) Alle institutionel-
len privaten Gläubiger müssen 
einem Schuldenschnitt zustim-
men, mit staatlichen Gläubigern 
werden Tilgungsstreckungen 
über mehrere Jahrzehnte und 
geringere Zinssätze vereinbart.
(6) Die Wechselkurse Drachme 
zu Euro und Drachme zu Dol-
lar werden gemäß dem durch-
schnittlichen Kaufkraftgefälle 
autonom festgelegt. (7) Mit al-
len Handelspartnern werden 
bilaterale Vereinbarungen über 
förderlichen Außenhandel ge-
troffen. (8) Mit der EU und dem 
IWF werden Hilfsprogramme 
zur Kapitalisierung der griechi-
schen Banken und zur Umstruk-
turierung und zum Wiederauf-
bau der griechischen Wirtschaft 
vereinbart.

Der Wertverlust der Drachme 
im Außenverhältnis, der rund 

„Hinter dem Fiskalpakt und dem 
ESM bleibt die Deregulierung 

der Märkte als eigentliche Ursache 
der Instabilität ausgeblendet.“ 
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ckend, weil andere kommunale 
Einheiten sofort Schadensersatz 
fordern würden. Allerdings müs-
sen ergänzend global wirksame 
Umweltbelastungen, wie etwa 
der Ausstoß klimaschädlicher 
Gase, durch normative Vorgaben 
und Verträge auf supranationa-
ler Ebene geregelt und begrenzt 
werden. Verstöße können durch 
globale Ächtung und notfalls 
durch Ausschluss nicht-koopera-
tiver Länder vom internationalen 
Handel sanktioniert werden.

Die kommunale Ebene bildet 
damit das Fundament für den 
ökologischen Substanzerhalt 
und die dazu erforderliche Be-
wusstseinsbildung der Bürger, 
das heißt: für qualitatives Wachs-
tum. Die praktische Gestaltung 
des Substanzerhalts gründet 
sich auf zwei Prinzipien: (1) die 
weitgehende Substitution nicht-
erneuerbarer Rohstoff e und 
Energieträger, wie etwa Minera-
lien, durch erneuerbare Rohstof-
fe, wie etwa Holz, und Nutzung 
der direkten Sonneneinstrahlung 
sowie aller indirekten Formen 
der Sonnenenergie und auch 
der Erdwärme; (2) die Wieder-
verwendung nicht-erneuerbarer 
Rohstoff e in weitgehend ge-
schlossenen Stoffk  reisläufen, im 
Idealfall ohne Stoff verluste und 
ohne Abfälle und Emissionen.

Die subsidiäre Strukturie-
rung erweist sich als ideal, um 
den Substanzerhalt der Natur-
ressourcen und die Nutzung er-
neuerbarer Energien in direkter 
Verantwortung vor Ort und bei 
geringsten Entsorgungs- und 
Transportkosten zu realisieren. 
Der Substanzerhalt wird zudem 
durch das systembedingte Eigen-
interesse unterstützt, Technolo-
gien zu entwickeln, die speziell 
für dezentrale Anwendungen 
geeignet sind. Diese Technolo-
gien eröff nen zusätzliche Markt-
chancen, indem ihre Blaupausen 
weltweit als geistiges Eigentum 
angeboten werden.    

40 % betragen würde, käme so-
fort dem Tourismus und der 
Exportwirtschaft  Griechenlands 
zugute. Die verteuerten Importe 
wären Anreiz, die eigene Wert-
schöpfung im Lande zu reani-
mieren, vorzugsweise subsidiär 
strukturiert im Hinblick auf 
Vollbeschäft igung. So könnten 
die Griechen einen zukunft sfä-
higen Standard für nachhalti-
ge Produktionsstrukturen und 
ebensolchen Außenhandel set-
zen und der europäischen Inte-
gration wieder eine Perspektive 
geben.

5  Wie können wir eine stabile 
Wirtschaft  erreichen, die nicht 
ständig von einer Krise in die 
nächste stolpert?

Die bereits angesprochene 
Gestaltung der Produktions-
strukturen erfolgt als ständiger 
dynamischer Prozess der Sub-
sidiarisierung, um der „natürli-
chen“ Neigung der Akteure zu 
endloser Expansion und Kon-
zentration sozial und ökologisch 
gebotene Grenzen zu setzen, 
oder anders ausgedrückt: um 
maximale soziale Erträge und 

minimale ökologische Kosten 
sicherzustellen. Als geeignete 
Methode bietet sich eine nach 
Branchen diff erenzierte Besteue-
rung von Unternehmen an, die 
einsetzt, sobald eine kritische
Größenordnung überschritten 
wird, und die bei weiterer Expan-
sion progressiv ansteigt. Die kri-
tische Größenordnung wird pro 
Branche als fi ktiver Referenzbe-
trieb mittels produktionstechni-
scher, sozialer und ökologischer 
Parameter defi niert. 

Der Vorteil ist, dass die Be-
steuerung an der Quelle ansetzt, 
wenn noch keine volkswirt-
schaft lichen Kosten entstanden 
sind. Sie zwingt expandierende 
Unternehmen früher oder spä-
ter zu sozial und ökologisch an-
gezeigten Ausgründungen, die 
Existenzgründern ständig neue 
Chancen eröff nen, das Eigen-
tum am Produktionskapital breit 
streuen und Erneuerung und 

Fortschritt bewirken. So entste-
hen fl ächendeckend vor allem 
arbeitsintensive Betriebe und 
übergeordnet technologie- und 
kapitalintensive Unternehmen.

Die konstruktive Einbindung 
des Außenwettbewerbs in den 
Binnenwettbewerb erfolgt durch 
die genannten Wechselkurse und 
ergänzend durch Zölle und Men-
genbeschränkungen für Importe. 
Der neoliberale Verdrängungs-
wettbewerb ist damit überwun-
den.

6  Wie können wir die stetige 
Zunahme der Arm-Reich-Schere 
in unserer Gesellschaft  stoppen?

Allgemeiner ließe sich fra-
gen: Wie können wir optimale 
Wohlfahrt erzielen? Dazu muss 
das sog. Wohlfahrtsoptimum 
angestrebt werden, das im We-
sentlichen an vier Vorausset-
zungen gebunden ist: (1) an die 
Teilnahme aller arbeitswilligen 
Bürger am Wirtschaft sleben, 
d. h. Vollbeschäft igung, (2) an die 
existenzsichernde Teilhabe aller 
Bürger am Wirtschaft sergebnis, 
d. h. ausreichende Einkommen, 
(3) an eine weitgehend leistungs-

gerechte Gleichverteilung von 
Einkommen, Vermögen und 
Produktionskapital und (4) an 
den Substanzerhalt der natürli-
chen Ressourcen.

Die subsidiären Produktions-
strukturen gewährleisten ihrer 
Natur nach eine größtmögli-
che quantitative und qualitative 
Übereinstimmung zwischen der 
Arbeitsnachfrage der Unterneh-
men und dem Arbeitsangebot 
der Erwerbsbevölkerung, und 
sie gewährleisten ebenso eine 
größtmögliche Gleichverteilung 
des produktiven Kapitals. Für die 
leistungsgerechte Gleichvertei-
lung von Einkommen und Ver-
mögen ist darüber hinaus eine 
nach oben off ene progressive 
Besteuerung notwendig, um das 
Verhältnis von niedrigstem zu 
höchstem Einkommen und Ver-
mögen auf einen sozial annehm-
baren Faktor zu begrenzen, z. B. 
auf den Faktor 10. 

7 Wie können wir Vollbeschäf-
tigung erreichen?

Die dynamische Subsidiari-
sierung der Produktionsstruk-
turen pendelt sich quasi auto-
matisch auf dem Wohlfahrtsop-
timum ein, vorausgesetzt der 
Außenhandel ist ebenfalls ge-
regelt und erzeugt keine preis-
lichen Verzerrungen. Damit ist 
Vollbeschäft igung systemimma-
nent gegeben und dem Recht 
auf Teilnahme und Teilhabe 
am Wirtschaft sleben, also dem 
Recht auf Arbeit, Genüge getan. 
Bleibt noch die Machtbalance 
zwischen Gewerkschaft en und 
Unternehmerschaft  als Regula-
tiv zu erwähnen: Sie sorgt dafür, 
dass die Löhne bei Produktivi-
tätsfortschritt in einer Branche 
entsprechend angehoben werden 
und/oder die maximale Wochen-
arbeitszeit gesenkt wird. Damit 
bleiben Kaufk raft  und Nach-
frage erhalten oder steigen an. 
Und das produktivitätsbedingt 
sinkende Arbeitsvolumen bleibt 
auf die Beschäft igten gleichmä-
ßig verteilt. Dieser Zusammen-
hang wird unter neoliberalen 
Verhältnissen vernebelt, weil 
Unternehmer im Verdrängungs-
wettbewerb auch bei steigender 
Produktivität gezwungen sind, 
sinkende Reallöhne und höhere 
Arbeitszeiten durchzusetzen –
vorgeblich, um Arbeitsplätze 
zu sichern. Das Ergebnis ist be-
kannt: eine Abwärtsspirale aus 
Kaufk raft , Nachfrage, Arbeitsvo-
lumen und Arbeitsplätzen. 

8  Wie können wir eine um-
welt- und klimaverträgliche 
Wirtschaft  erreichen?

Das bei subsidiärer Struk-
turierung bestehende Wohl-
fahrtsoptimum ergibt sich be-
züglich des Substanzerhalts der 
Naturressourcen aus der dezen-
tralen Verantwortung, die alle 
Bürger in ihrer Rolle als Produ-
zenten und/oder Konsumenten 
vor Ort teilen. Wegen der Zu-
ständigkeit für das Wohlergehen 
ihrer unmittelbaren Umgebung 
sind sie motiviert, ihre demo-
kratischen Entscheidungen so 
zu treff en und laufend zu hin-
terfragen, dass ihnen möglichst 
geringe Nachteile durch Umwelt-
kosten entstehen. Eine Verlage-
rung von Kosten nach außen ist 
unter diesen Bedingungen wenig 
wahrscheinlich und nicht verlo-
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„Wohlstand und Wohlfahrt entstehen 
nur, wenn die europäischen Nationen 

zerstörerische Markteroberungen
abwehren. Der Euro hindert sie daran.“ 

T I T E LT H E M A :  E U R O K R I S E ?  D E M O K R AT I E K R I S E ?


